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Die Ermässigungder Fürsorgeabgabeim Finanzausschuss .Der Gemeinderats -fall gekommenund für die neue Belastungder LänderwurdedieLandes- ¬

StadtratBreitnerüberdieAenderungdesGesetzesbetreffendderFürsor-¬
geabgabereferierte ,DieAbgabesoll füralle AbgabepflichtigenmitAus¬
nahmederBankenundBankiersvom1 ,Jänner1927anumeinSechzehntel
Prozentherabgesetztwerden.DerReferentbemerkte,dassüberdieseviel-¬fachgewünschteErleichterungnichtszudagenwäre ,wennnichtvonder
MinderheitbezüglichderGültigkeitdesGesetzesSweifelgeäussertwor¬
denwären.Dasist einejuristischeStreitfrage,diejedenfallserstnach
vielenMonatenihreErklärungfindenwürde.DieGemeindeverwaltungwünscht
abernichtdasseinesolangedauerndeUngewissheitbestehenbleibe .Sie
sei vielmehrbereit ,zumaldieseseineSechzehntelProzentauchinder
BerechnungdenwenigergeschultenSteuerträgernUngelegenheitenberei¬
tete ,vom1 .Jähner1927dieFürsorgeabgabeaufdasursprünglicheMass
vonvierProzentzurückzuführen.DassolldurchdiesesGesetzgeschehen.
Wennesallerdingsnichtzustandakommenwürde,sobestehenachAuf¬
fassungdesMagistratesfürdieSteuerzahlerdieunbedingteZahlungs¬
pflicht .UeberdiejuristischeSeitewerdesichderMagistratsdirektor

äussern.
MagistratsdirektorDr.Hartlführteaus:DurchdasGesetzvom9.

Februar1923wurdeaufdieDauerderBeitragsleistungderGemeindeWien
zudenKostenderArbeitslosenunterstützungeineErhöhungderFürsorge-¬
abgabeumeinViertelProzent(DurchGemeinderatsbeschlussvomNovember
1923aufeinSechzehntelProzentherabgesetzt)undeinhalbesProzent
( beiBanken)vorgenommen. )MankönntenunderMeinungsein ,dass ,weil
dieBeitragsleistungderGemeindenzudenKostenderArbeitslosenunter-¬
stützungvom1 ,OktoberanüberhauptaufgehörthatundvondiesemTag
andieLänderbeitragspflichtigsind ,auchdasobgenannteGesetzvom1.
Oktoberannichtsmehrgelten .BeigenauerUntersuchungergibtsichaber
folgendes:IndemGesetzeist ,wiegesagt ,vonderBeitragsleistungder
GemeindeWiendieRedeundnichtetwavonderBeitragsleistungderGe-Tagesordnungennichtaufgearbeitetwerden,weildieMitgliederzurGe
meindenüberhauptDieGemeindeverfassungsagtnunimParagraph141 ,Absatzmeinderatssitzungsichbegebenmuasten.
2 ,dass" fürdasErfordernisderVerwaltungsangelegenheitenvonWienals
LandvonderGgmeindevorzusehenist ".Dasgeisst ,esbestehtüberhaupt
keinLandesbudgetsondernfür alle Ausgaben ,die in denanderenLändern
dieLänderzuleistenhaben,hatinWiendieGemeindezusorgen,mitande-¬
renWorten:LandesausgabensindinWien,weiljaWienLandundGemeindezu-¬
gleichist ,GemeindeausgabenInfolgedessenist auchdieBeitragsleistung
desLandesWienzudenKostenderArbeitslosenunterstützungvom1 ,Oktobe
1926aneineBeitragsleistungderGemeindeWien.Esbestehtdahernach
wievoreineBeitragsleistungderGemeindeWienzudenKostenderAr-¬
beitslosenunterstützung,weshalbdasGesetzweitergiltAnderswärees
vielleicht ,wennin demGesetz ,wieobenerwähnt,dieFürsorgeabgabeerhö¬
hungnichtauf„dieDauerderBgitragsleistungderG,meindezudenKosten
derArbeitslosenunterstützung"abgestelltwäre,sondernaufdieBeitrags¬
leistungderGemeindeüberhaupt,weildddurchdieBeziehungaufdiesei-¬
nerzeitigeEinführungundnunmehrigeAufhebungdesGemeindebeitrages
stärkerbetontwäre .Diesist nunnichtderFallunddaherbestehtdasGe-

setzvom9.Februar1923nachwievorzurecht.DieseAnsichtfindonaber
auchihreStützeindenErwägungenüberdenSinndesGesetzes.Dieseiner
zeitigevierprozentigeBeitragsleistungderGemeindeist zwarinWeg¬

ausschussfürFinanzenhieltheutenachmittageineSitzungabinderbierauflageeingeführtDiesebietetaberkeinehinreichendeDeckungfür
diegenanntenLasten ,sodassdieseinerzeitigeErhöhungderFürsorgeab¬
gabeherangezogenwerdenmuss.DieserStandpunktwurdeauchindenVer¬
handlungenmitdemFinanzministeriumüberdieUebernahmederBeitrags-¬
leistungzuderArbeitslosenunterstützungunddieEinführungderLandes¬
bieraußlagestetsfestgestellt.EsistalsoauchinmateriellerHinsicht
derWeiterbestanddesGesetzesfollkommenbegründet:StadtratKunschaksprachsehrausführlichüberdieEnt¬
wicklungderBeitragsleistungderöffentlichenVerwaltungenzudenKos¬
tenderArbeitslosenunterstützung,ZuersthattendieGemeindennurzur
Arbeitslosenversicherungzuzahlen ,jetztzahlendieGemeindenzuden
Notstandsaushilfen.DiesebeidenGruppenmüssenalsganzverschiedenaus
einandergehaltenwerden.DieletztenVerhandlungenmitderRegierung
habendanndazugeführt,dassdieGemeindenvondervierprozentigenBei¬
tragsleistungzudenKostenderArbeitslosenversicherungbefreitwor¬
densind,HingegenwurdedenLänderndurcheineneueBiersteuerdieMög¬
lichkeitgeboten,dieerhöhtenKostenfürdieArbeitslosenaushikfenhere
einzubringen.ErbemängeltevorallemdieRückwirkungderVorlageauf
den1 .Oktober1926.DasseieinsehrgefährlichesPräjudiz,dasdie
schärfstenBedenkenhervorrufenmüsse.

EswarinzwischenfünfUhrgewordenunddieSitzungmusste
mitRücksichtaufdenBeginnderVerhandlungenimGemeinderatabgebro¬
chenwerden.NächsteSitzungmorgenDienstag,dreiUhrnachmittag.

HeutenachmittagshieltenauchdieGemeinderatsausschüsse-fürdie
städtischenUnternehmungenundfürWohlfahrtspflegeSitzungenab .Imstäd-¬
tischenUnternehmungsausschusswurdennursehrwenigeeschäftsstückeer¬
ledigtundbeteiligtensichallechristlichsozialenMitgliederandenDe¬
batten .ImWohlfahrtsausschusssprachStadrätinDr .Motzkonahezuandert
halbStundenüberdenerstenFunktderTagesordnung,nämlichüberdieVor-¬
kehrungenzurBekämpfungderRattenplage.InbeidenSitzungenkonntendie
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